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Preußen. 


0. C. Candtags⸗Verhandlungen. 
18. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (11. März). 

Eröffnung 1% Uhr. Am Miniſtertiſche Herr v. Mühler und drei 
Commiſſare. 5 5 As 

Auf der Tagesordnung fteht der Bericht der Petitions⸗Commiſſion über 
die Petition von 44 freien religibſen Gemeinden, welche dem Haufe 
einen Geſetzentwurf in 7 Paragraphen, betreffend die Gewährung von Cor⸗ 

porationsrechten und die Regelung ihrer rechtlichen Stellung, eingebracht 
haben. Die Commiſſion hat dieſen Entwurf in folgender Weſſe amendirk: 
„. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, ſämmtliche Petitionen der 
freireligidfen Gemeinden der königlichen Staatsregierung zur Berückſichtigung 
dahin zu überweiſen, daß dem Landtage bis zur nächſten Seſſion ein Geſetz⸗ 
entwurf vorgelegt wird, welcher folgende Punkte ordnet: J) Auch für die 
Kinder der diſſidentiſchen Eltern gilt die Declaration vom 21. Novbr. 1803, 
daß eheliche Kinder jedesmal in der Religion des Vaters unterrichtet werden. 
2) In der § 16 der Verordnung vom 30. März 1847 vorgeſchriebenen Form 
werden ſowohl Ehen der Mitglieder freier religidſer Gemeinden unter ſich 
als mit Perſonen, die zu der evangeliſchen oder katholiſchen Kirche gebören, 
geſchloſſen. 3) Die Ertheilung des Religions⸗Unterrichts ſteht den 
freien religibſen Gemeinden zu (Art. 24 und 15 der Verfaſſung), unbeſchadet 
des Rechts, welches § 74 Tit. 2 Th. II. A. L. R. dem Vater des Kindes 
einräumt. 4) Die vermögensrechtlichen Verhältniſſe derer, welche 
aus anderen Religions⸗Gemeinſchaften zu den freien religiöfen Gemeinden 
übertreten, ordnen ſich, den Erſteren gegenüber, nach § 182 seq. Tit. 6 Th. II 
A. L. A. 5) Die SS 1, 2 und 7 des Vereins⸗Geſetzes vom 11. März 1850 
und $ 5 des Geſetzes vom 4. Juni 1851, letzterer, inſoweit derſelbe den 
Art. 30 (und 12) der Verfaſſung berührt, haben auf die freien religiöfen Ge 
meinden keine Anwendung. II. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchlie⸗ 
ßen, auszuſprechen: daß zwar der in $ 2 des Entwurfs geſtellte Antrag nicht 
zu befürworten, wohl aber das Bedürſniß 7 geſetzlichen Regelung der vor 
der Verordnung vom 30. März 1847 aufgenommenen Civilſtandsakte, na ment⸗ 
lich der Eheſchließung, als noch vorhanden anzuerkennen fei. III. Das Haus 
der Abgeordneten wolle beschließen: die Petitionen der freireligidſen Gemein: 
den zu Liegnitz Lauban, Groß⸗Glogau, Friedeberg a. Q., Sprottau, Brieg, 
1 i. Schl., Löwenberg, Neuſalz a. d. O., Freiſtadt, Görlitz, Striegau, 
inſterwalde, Waldenburg, Schweidnitz, behufs Verleihung von Corporations⸗ 
rechten der königlichen Staatsregierung zur Berückſichtigung zu Aberweiſen. 
IV. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: über ſämmtliche übrigen 
Anträge zur Tagesordnung überzugehen.“ — Eine große Anzahl von Peti⸗ 
tionen freier Gemeinden hat die Commiſſion als zur Erörterung im Plenum 
des Hauſes nicht für geeignet erachtet. 
Zu dieſem Commilßons⸗Antrage find folgende Amendements eingebracht: 
1) Baſſenge (Lauban) und Gen. Das Haus wolle beſchließen: A. Die 
königl. Regierung aufzufordern: 1) dem Landtage ſpäteſtens in der nächſten 
Seſſion einen Geſetz⸗Entwurf vorzulegen, welcher I. auf den in Nr. 1 der 
Commiſſtons⸗Anträge und den in den $ 1 im erften bis fünften Satze, § 3 
und 8 5 im erſten und zweiten Satze § 6 und 7 des von den Petenten vor⸗ 
gelegten Geſetz⸗Entwurfs enthaltenen Grundſätzen beruht; 2) welcher Treu 
die Legaliſation der ſeither in den freien religibſen Gemeinden vorgefallen 
Civilſtands⸗Acte ordnet und namentlich die ſeither in dieſen Gemeinden nur 
nach deren religibſen Formen eingegangenen Ehen als rechtsgiltig eingegan⸗ 
gen anerkannt, jedoch unbeſchadet der, abgeſehen von dieſem Anerkenntniß, 
bereits etworbenen Rechte dritter Perſonen und mit Ausſchluß derjenigen 
Fälle, in welchen die Eheleute eine ſolche Ehe durch Auseinandergehen ohne 
gerichtliche Scheidung wieder gelöſt und ſich anderweitig verheiralhet haben; 
II. die Initiative zu ergreifen, um im Wege der Spezial-Gefeggebung den 
freien teligiöjen Gemeinden zu Liegnitz u. ſ. w., fo wie allen denjenigen 
freien religiöſen Gemeinden und deren Verbänden Korporationsrechte zu vers 
leihen, welche ſich darum beworben haben werden, und deren Statuten nichts 
enthalten, was dem § 13, Th. II. Tit. II. des Allgem. Landrechts: „Jede 
Kirchengeſellſchaft iſt verpflichtet, ihren Mitgliedern Ehrfurcht gegen die Gott⸗ 
beit, Gehorſam gegen die Geſetze, Treue gegen den Staat und ſittlich gute 
Geſinnung gegen ihre Mitbürger einzuflößen,“ oder ſonſt den allgemeinen 
Landesgeſetzen widerſpricht; B. über die weiter gehenden Anträge der Petenten 
($ 2 und 4 ihres Geſetz⸗Entwurfs) zur Tagesordnung überzugehen. 
e) Wagener (Reuſtettin): Das Haus wolle beſchließen: ſämmiliche Per 
titionen der freireligibſen Gemeinden der kgl. Staatsregierung mit Rückſicht 
auf die von berfelben abgegebenen Erklärungen zur Erwägung zu überwei⸗ 
ſen, ob und in wieweit die Gravamina der Petenten einer geſetzlichen Re⸗ 
gelung bedürſen und für eine ſolche genügend vorbereitet ſind. 
3) Dr. Langerhans und Genoſſen: Das Haus wolle beſchließen: Zu 
I. I. der Commiſſions⸗Anträge zuzufügen: Der Austritt aus der evangeli⸗ 
ſchen Landeskirche geſchieht durch einmalige Erklärung vor dem Richter. 
4) ank und Genoſſen: Das Haus wolle beſchließen: Zu 1. 2. der 
Commiſſions⸗Anträge nach den Worten: die zu der evangeliſchen Kirche ge⸗ 
hören, zu ſetzen: „oder anderen Religions⸗Geſellſchaften angehören“. 

5) Mellien und Genoſſen: Das Haus wolle beſchließen: anſtatt des 

Paſſus III. der Commiſſions⸗Anträge zu ſetzen: Das Haus der Abgeordne⸗ 
ten wolle beſchließen, ſämmtliche Petitionen der freireligiöfen Gemeinden der 
k. Staatsregierung mit dem Anträge zu überweiſen, dem Haufe Geſetz⸗Ent⸗ 
würfe vorzulegen, wodurch den petirenden Gemeinden Corporationsrechte der: 
liehen werden. 5 

6) Schultz (Borken): Ueberweiſung an die Regierung, wenn ſich die 
— Gemeinden als Religions⸗Geſellſchaften im Sinne der Verfaſſung 
ausweiſen. . 

Gegen die geſchäſtliche Behandlung, welche Präſident Grabow vorſchlägt, 
wendet wie: Reichenſperger ein, daß zuvor feftzuftellen ſei, ob das Haus 
überhaupt in die Berathung der Materie eingehen wolle und könne, da es 

ſich hier um eine Abhilfe von Beſchwerden handle, zu der eine Aenderung 
der Geſetzgebung nothwendig, alſo der Weg der Initiative durch geſchäfts⸗ 
ordnungsmäßig eingebrachte und unterſtützte Anträge gehöre. Man lönne 
ja heute auch eventuell die einfache Tagesordnung beſchließen. Präſident 
Grabow tritt dieſen Bedenken, die einen Antrag auf Tagesordnung vor⸗ 
ausſetzen, um die ſachliche Discuſſion mit Erfolg abzuſchneiden, mit der Auf⸗ 
forderung entgegen, einen ſolchen Antrag einzubringen. Dazu will ſich aber 
der Abg. Reichenſperger nicht verſtehen, zumal er, wie er ſagt, die De⸗ 
batte ſelbſt nicht zu ſcheuen hat. 4 8 
as Haus tritt alſo in die allgemeine Debatte über die Anträge 
der Commiffion und die Amendements ein. 

Ag. Baſſenge (für jein Amendement). Ich hätte gewünſcht, daß aus 
Ihrer Commiſſion ein fertiger Geſetzentwurf hervorgegangen wäre. Die 
Petenten wiederholen nun ſchon ſeit Jahren ihre Wünſche, deren Nichter⸗ 

füllung ein unerbörter Vorgang in einem cipiliſirten Staate, wie Preußen 
iſt. Meiner Meinung nach ift zu viel von den Deſiderien der Petenten 
durch den Uebergang zur Tagesordnung beſeitigt worden, dies auszugleichen 
war die Abſicht meines Amendements. Die Petitionen zerfallen in drei 
Gruppen: Ordnung der Vermdgensverhältnſſſe, 2) Ebeſchließung und Schei⸗ 
dung, 3) Ertheilung des Religionsunterrichts, der Corporationsrechte und 
einige Befreiungen von bisherigen Beſchränkungen der Gemeindeverſamm⸗ 
lungen der Diſſidenten durch das Vereinsrecht (Redner citirt und critifirt die 
bisberigen auf die vereinigungs rechtlichen Verhaltniſſe der Diſſidenten bezüg⸗ 
ichen Beſtimmungen). Ich muß vor Allem hervorheben, daß die Rechtsun⸗ 
gleiäbeit zwiſchen Diſſidenten und den Angehörigen der evangeliſchen und 
atholiſchen Kirche jo drüdend iſt, daß die Beseitigung ſelbſtoerſtändlich ers 
ſcheint. Ich erinnere an die Formen des Austritte aus der Landeskirche 
und der Cheſchließung und Scheidung. Es wäre doch nur eine Sache der 
Billigkeit, wenn man Diſſidenten⸗Ehen, die nur nach den religiöfen Formen 
der Gemeinden geſchloſſen find, für rechtsgiltig erklärte, ohne, dadurch die 
Rechte dritter Perſonen zu gefährden. Die Ertheilung der Corporationg; 
rechte zu begehren, find die Dißſſidenten einfach auf Grund der Perſaſſung 
fordern berechtigt. Es giedt dagegen keine Einwendung und alle übrigen 

exungen der Petenten entſprechen der Billigkeit. : 

27 ette: Wenn man hier ohne Weiteres für ein großes Gebiet der 
Wunſche der Petenten die Tages⸗Ordnung beantragt, jo ſcheint es in der 
Tdat, daß von der Wichtigfeit der ſtaatsbürgerlichen Rechte, um die es ſich 
bier handelt, wenig oder gar keinen Vegi hat, und die Bedeutung der 
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einden, deren Weſen tief in dem germaniſchen Voltscharakter! 


Sechsundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


wurzelt, in höherem Grade unterſchätzt. Dieſer diſſidentiſche Zug geht durch 
die deutſche Philoſophie und die geſammte deutſche Wiſſenſchaft as, was 
wir im Jahre 1848 Revolution nennen, iſt im Weſentlichen mit entſtanden 
erinnere an die Alt⸗ 
Lutheraner und die Bewegung, an deren Spitze Ronge ſtand. Nichts 
iſt gefährlicher als Oppoſition von Seiten der Regierung gegen ſolche Bewe⸗ 
gungen, nichts heilſamer als Freiheit der Wiſſenſchaft, Freiheit der Religion 
und der Meinungsäußerung. Hervorragende Elemente in den Petitionen ſind 
die Eheſchließungen und der Austritt aus der Landeskirche. In dieſer Be⸗ 
ziehung ſind die beſtehenden Vorſchriften in der That zu hart. Alles das iſt 
nicht aus kirchlichem Geſichtspunkte, ſondern aus dem rein rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkte zu beurtheilen, und in dieſem Sinne wäre die endliche Verein⸗ 
barung eines paragraphirten Geſetzes dringend wünſchenswerth. 

Abg. Reichenſperger (gegen den Commiſſions⸗Antrag) ergeht ſich in 
Ausführungen, die im Zuſammenhange nicht zu verſtehen ſind, über Petitions⸗ 
recht und legislatoriſche Initiative, die ſeiner Anſicht nach die Petenten ſich 
dadurch angemaßt hätten, daß ſie dem Hauſe einen vollſtändig formulirten 
Geſetzentwurf überreicht Bätten, Das ſei eigentlich ein Eingriff in die Rechte 
des Hauſes, das ſich demgemäß mit der Petition gar nicht befaſſen ſollte. 

Abg. Jaber (Vom Platze, für den Commiſſtons⸗Antrag.) M. H.! Die 
Petenten haben keinesfalls dem Hauſe einen Geſetzentwurf eingereicht, ſon⸗ 
dern nur die Bitte ausgeſprochen, daß von Seiten des Hauſes ein Geſetz⸗ 
entwurf eingebracht werde, in welchem gewiſſe von ihnen detaillirte Beſtim⸗ 
mungen Aufnahme fänden. Ein Eingreifen in die Rechte des Hauſes wäre 
es geweſen, wenn die Petenten einen vollſtändigen Geſetzentwurf „Wir 
Friedrich Wilhelm u. ſ. w.“ mit ihren Unterſchriften dem Präſidenten über⸗ 
reicht hätten. Aber dann würden wir gleichwohl ſchwerlich in die Lage 
gekommen ſein, unſere Competenz zu wahren, weil der Präſident ſeinerſeits 
ſchon damit ſich beſaßt haben würde. So iſt einfach eine Petition an das 
Haus gerichtet worden. Eine Petition kann nur Abhilfe verlangen entweder 
auf adminiſtrativem oder auf legislatoriſchem Wege und es alterirt ihren 
Charakter in keiner Weiſe, wenn die Petenten gleich hinzufügen, wie ſie dieſe 
Abhilfe wünſchen. Was nun die einzelnen Amendements anbetrifft, ſo ſcheint 
mir das des Abg. Schultz (Borken) zu weit gefaßt. Der Herr Antragſteller 
erklärt ſich alſo mit allen Punkten einverſtanden und hat nur binzugefügt, 
daß die Gemeinden als religiöſe Geſellſchaften anerkannt fein müßten. Die 
Regierung hat aber ſchon erklärt, daß ſie alle im Sinne der Verfaſſung 
religiöfe Gemeinden find. Das Amendement Wagener weiſt uns zu wenig 
und der Regierung zu viel zu. Die Kammer ſoll ſich über die Frage nicht 
ausſprechen, als ob ſie nichts davon verſtände. Dieſe ſeit ſo vielen Jahren 
wiederholte Frage ſcheint mir denn aber doch pollſtändig ſpruchreif geworden 
zu ſein und wenn man uns zumuthet, die Entſcheidung einfach der Regierung 
zu überweiſen, fo ſollte man aus den Erklärungen der Commiſſarien doch ent⸗ 
nommen haben, daß die Regierung in weſentlich principiellen Punkten mit 
uns ganz verſchiedener Meinung iſt. 

M. H.! Wenn ich nun auf die Anträge der Petenten ſelbſt eingehe, fo 
muß ich ſagen, daß auch ſie zu jenen unglücklichen Zugvögeln gehören, die 
jedes Jahr mit einem Nothſchrei in das Haus einfliegen, um am Schluſſe 

der Seſſion in die Akten der Repofitorien zu verſchwinden. Neue Gründe 
für ſo alte Wahrheiten kann man nicht mehr aufbringen; dieſe Wahrheiten 
ſind mit der Zeit ſo evident geworden, daß man ſich ſchämen muß, vor ge⸗ 
bildeten Leuten Gründe dafür anzugeben. Indeſſen ein Neues iſt doch da, 
und zwar in der veränderten Sprache der Gegner. Man ſpricht nicht mehr 
davon, die freien Gemeinden zu ſchließen, und dieſes Haus verwandelt ſich 
auch nicht mehr in eine Verſammfung von Theologen, die mittelalterliche Re: 
ligionsgeſpräche halten. Auch das iſt gewonnen, daß die Regierung viel mil⸗ 
der geworden iſt; ſie hat die früheren Härten abgeſtreift, ſie führt keinen 
offenen Krieg mehr mit dieſen Gemeinden, zwingt die Kinder nicht mehr zum 
Religionsunterricht, executirt nicht mehr die Einzelnen zu Abgaben für eine 
Kirche, aus der ſie ausgetreten ſind. Die Macht der öffentlichen Meinung 
iſt doch fo groß, daß man, wie ſehr ihr auch im Wege der Geſetzgebung 
Trotz geboten werden mag, doch genöthigt iſt, im Verwaltungswege ihr Con: 
ceſſionen zu machen. So mögen die Geſetze, die nothwendig find und zu: 
zückgebalten werden, zu einer wahren Fluth ſich aufſtauen, der Damm, der 
ſie hält, wird eines Tages brechen, und dann werden wir die Früchte ernten. 
M H.! Laſſen Sie uns angeſichts der großen Debatten, die bevorſtehen, 
auch ſolchen Fragen, wie die vorliegenden, unſre Aufmerkſamkeit zuwenden. 
Es handelt ſich um die Rechte von 10,000 Landeskindern, und wenn man 
ſagt, ſie hätten ihr Recht, ſo ſage ich: die bloße ſterile Anerkennung hilft 
nichts; es hilft ihnen nichts, wenn man ihnen fo wenig Luft als möglich zu: 
kommen läßt, wenn man fie auf den Ausſterbeetat jest, wenn man ihnen 
gegenüber vom activen Widerſtande zum paſſiven übergeht. 

M. H. Die Petenten haben ſich im Jahre 1863 an das Miniſterium 

ewendet, und daſſelbe hat zur Unterſuchung der Lage und Bedütfniſſe um: 
aſſende Inſtruktionen ertheilt. Was iſt da ei herausgekommen? Der 
Herr Commiſſar der Reg. bemerkte in der Commiſſion, daß ein Bedürfniß 
zu einer allgemeinen Geſetzgebung nicht anerkannt werden könne. Wir frag⸗ 
ten, wie es mit der Ehegeſetzgebung ſtände? Der Comm. des Kultusminiſters 
ſagte: die Sache ſei allerdings ſehr wichtig; ſein College vom Juſtizminiſterium 
bemerkte, er könne keine bindende Erklärung abgeben, übrigens ſei die Che, 
die mit einem Juden abgeſchloſſen würde, offene Frage. Das iſt doch ein 
ſehr geringes Reſultat für jo umfaſſende Imſtruktionen. In der Frage we: 
gen der ſchulpflichtigen Kinder wurden wir auf den Erlaß eines Unterrichts⸗ 
geſetzes verwieſen. Nun, m. H., die Regierung kann doch nicht fo utopiſche 
Idee haben, als ob ſie die Erlaſſung eines Unterrichtsgeſetzes noch erleben 
konne! In Betreff des Vereinsgeſetzes wurde geſagt, daß die freien 
Gemeinden Corporationsrechte haben müßten. Auf den Rath, ſolche zu er⸗ 
theilen, wurde dann geantwortet, erſt müſſen wir warten, zuſehen und prü- 
fen, ob die Gemeinden irgend eine Gewähr der Dauer in ſich tragen. Und 
hier will ich bemerken, daß in Betreff der Dauer ſchon einmal erklärt wor⸗ 
den iſt, daß ſolche Gemeinden, die keinen feſten Gottesbegriff und kein Dogma 
haben, gar keine Dauer haben können. 

M. H.! Die freien Gemeinden beſtehen feit 20 Jahren; fie haben ſchwere 
Verfolgungen erduldet, fie haben die Ungunſt der Juſtiz ertragen, die freilich 
nicht anders verfahren konnte nach Lage der Dinge, ſie haben, weil ſie durch 
das Recht nicht geſchützt find, Untreue im Innern erfabren, fie find wie 
Tamino durch Waſſer und Feuer gegangen und haben alle Proben beſtanden, 
um in den Tempel der Iſis einzugehen, und nun kommt die Regierung und 
ſagt: erſt abwarten, ob ſie die Gewähr der Dauer bieten. Fürwahr, das 
iſt mir, als ob ich den Mann in der Fabel ſehe, der ſich an den Fluß ſetzt 
und abwarten will, ob der Fluß nicht gefälligſt ausfließen möchte. Wir aber, 
m. H., wollen nicht alſo thun, wir wollen eine Brücke über dieſen Fluß 
ſchlagen, damit die Petenten aus der ſterilen Anerkennung herauskommen 
und eingefügt werden in das Rechtsleben der Nation. (Lebhaſter Beifall.) 

Abg. Wagener ee: Da die öffentliche Meinung auf mich in 
veligiöjen Dingen keinen Einfluß bat, fo ſtehe ich in der Diſſidentenfrage auf 

demſelben Standpunkte wie vor Jahren. Was hier trennend wirkt, iſt nicht 


etwa Toleranz und Unduldſamkeit, noch weniger iſt die erſtere ausſchließlich] E 


auf Ihrer Seite (der Linken). Denn wohin die Toleranz des Fortſchritts 
führt, das ſehen wir an Ihrem Muſterlande Baden, wo ein Pas! Bei⸗ 
trag dazu geliefert worden iſt, wie der Fortſchritt das Petitionsrecht benutzt 
und auffaßt. Den polizeilichen Chikanen gegen die freien Gemeinden habe 
ich nie das Wort geredet: die Verfolgung bis ins innerſte Herz verhärtet 
nur den Verfolgten, fie iſt thöricht, und ich halte es lieber mit dem jädiſchen 
Weiſen, der da ſagt: ift dieſe Lehre don Menſchen fo wird fie untergehen, 
Aber die freien Gemeinden ſind mit ihrem gegenwärtigen Zuſtande zufrieden 
(Widerſpruch), fie woben ihn nur aus Ned vor einem Wechſel in den Per⸗ 
ſonen des Miniſteriums durch die Geſetzgebung firiren und das iſt eine le: 
gielatoriſche Unmöglichkeit. Denn fie haben nur ihren Gegensatz zur chriſtli⸗ 
chen Kirche miteinander gemein, im Uebrigen find ihre Majoritäten und Vor⸗ 
ſteher durchaus verſchieden. Eine gemeinſame Geſetzgebung für dies Conglo⸗ 
merat iſt unmöglich. Der § 1 des der Commiſſion vorliegenden ſchleſiſchen 
Statutes, eines ſog. Normal⸗Statutes, ſagt: „das Prinzip der Glaubenslehre 
liegt in der Wahrheit der Lehre a und ihrer Uebereinſtimmung mit der 
8 ya einer Gemeinde mit ſolchem Statut giebt es jo viel Religio⸗ 
als Individuen. g » 
Die spterumg kann ſich deſſen nicht entſchlagen, jede einzeln und für ſich 
zu beurtheilen, das Geſetz zwingt ſie dazu. Das Landrecht verlangt nicht 
blos negative, ſondern pofitive Eriterien für die Prüfung der Lehre. Oder 


—— 


Montag, den 13. März 1865. 


wollen Sie etwa die Mormonen in Preußen zulaſſen, die doch gewiß eine 
religiöſe Genoſſenſchaft find, eine religibſere als manche andere, die ſich fo 
nennt, wenn gleich, oder vielleicht weil ſie eine ſo ſtarke Carricatur des Re⸗ 
ligidſen darſtellt. e ehe of 
der Frage des Unterrichts für die Kinder der Diſſidenten: man darf fie nicht 
von dem Religions⸗Unterricht der Schule dispenſiren, die ſie ſonſt beſuchen. 
Wenn der Staat den Schulzwang aufrecht erhalten will, warum der Reli⸗ 
gions⸗Unterricht, den Kern des Ganzen, ausſchließen? Ich für mein Theil 
will lieber die Verantwortlichkeit auf mich laden, daß die Kinder keine 
Aſtronomie und keine Geographie von Afrika lernen. Vielmehr brauchen 
gerade die Kinder der Diſſidenten eine Grundlage, um von ihrem Rechte 
Gebrauch machen zu können, ſich in ihrem 14. Jahre für eine Religions⸗ 
Geſellſchaft zu entſcheiden. Hier liegt der Anfang der Proclamation der Re⸗ 
ligionsloſigkeit des Staates. Den freien Gemeinden beſtreite ich die Attri⸗ 
bute der Dauerhaftigkeit und Gemeinnützigkeit. Ueberhaupt kann man Cor⸗ 
porationsrechte nicht in Bauſch und Bogen verleihen, ſondern nur für ein⸗ 
zelne Gemeinden. I 

Abg. Techow: Der Vorredner bat gezeigt, daß er leider wirklich noch 
auf ſeinem alten Standpunkt ſteht. Sein Antrag iſt ſchlimmer als Tages⸗ 
Ordnung. Er will uns mit Baden ſchlagen; wollte Gott, unſere evange⸗ 
liſche Kirche hätte die Selbſtſtändigkeit, welche ſie einem erleuchteten Fürſten 
verdankt, während die der unſrigen immer noch auf dem Papiere ſteht. Prü⸗ 
fung der Lehre durch den Staat verlangt das Landrecht, aber nicht die Ver⸗ 
fafjung, deren Artikel 12 die Beſtimmung des Landrechts aufgehoben hat. 
N er baben die freien Gemeinden dieſe Prüfung nicht zu ſcheuen: leben⸗ 
dige Gottesfurcht, durch Liebe bethätigt, iſt das Weſen des Chriſtenthums. 
Das Reſultat unſäglicher Kämpfe, daß nur Gott die Herzen und Nieren prüft, 
iſt im Art. 12 niedergelegt, und was der Abg. Wagener will, der ſich zum 
Gegner der Verf. und Glaubensrichter macht, ift in ſeiner Folge das Ketzer⸗ 
gericht und die Inquiſition. (Beifall. Unterbrechung.) ir ſind ſchon ge⸗ 
wöhnt, von dem religionsloſen Staat reden zu hören und den ele 
Gemeinden, denen der Hr. Abg. die Gemeinnützigkeit abſpricht. Aber giebt 
es denn etwas Gemeinnügigeres, als wenn ſich Menſchen vereinigen, um für 
ihre Ueberzeugung zu leben und für ihre Armen zu ſorgen? Dieſen Ge: 
meinden wagt Hr. Wagener die Gemeinnützigkeit abzuſprechen? Der Hr. 
Abg. Schultz ſpricht ſich noch deutlicher aus, als er, und Hr. Reichen⸗ 
ſperger verlangt eine andere Form für die Petitionen, damit ſie Abhilfe 
finden. Geſtern beſchränkte die Regierung das Petitionsrecht durch den loka⸗ 
len Kreis, in dem es gebraucht wird, und heute ſoll es wieder durch die 
Form beſchränkt werden: was bleibt denn da von ihm übrig? Und iſt eine 
Petition, die von 28 Mitgliedern gebilligt wird, weniger gerechtfertigt als 
ein Antrag von 14% Hier handelt es ſich nicht um eine Gunſt, ſondern um 
Recht! Geben Sie Gnade Denen, welche ſie wollen: wir verlangen für 
5 rg Gemeinden das Recht, das ihnen die Verfaſſung gewährleiſtet. 

eifall. 

Um 3% Uhr wird die Vertagung der Debatte beſchloſſen. Fortſetzung 
Montag 10 Uhr. (Außerdem ſteht auf der T.⸗O. der Geſetzentwurf über 
Eiſenbahnen in den hbohenzollernſchen Landen.) Präſ. Grabow zeigt an, 
daß von Dinſtag ab die Berathung des allgem. Budgetberichtes in ununter⸗ 
brochener Weiterfolge beginnen würde. 


Berlin, 11. März. [Amtliches.] Se. Majeftät der König haben 
allergnädigſt geruht: Den früheren Beamten der kaiſerlich franzöſiſchen Bot: 
ſchaft zu Berlin, und zwar dem erſten Botſchafts⸗ Sekretär Grafen von 
Rayneval, den königl. Kronenorden zweiter Klaſſe, ſowie dem Attache 
Roger Batbedat den königl. Kronenorden vierter Klaſſe; ferner dem Con⸗ 
uſtorialrath Dr. Auguſt 30 urnier bierfelbft den Charakter als Ober⸗Con⸗ 
ſiſtorialrath; ſowie dem Commerzienrath Simon Oppenheim in Köln den 
Charakter als Geheimer Commerzienrath; desgleichen dem Kreisgerichts⸗Se⸗ 
kretär Köhler zu Loburg bei feiner Verſetzung in den Ruheſtand den Cha⸗ 
rakter als Kanzleirath zu verleihen; und an Stelle des mit Tode abgegan⸗ 
genen Conſuls A. H. Sanchez in Torrevieja den bisherigen Vice ⸗Conſul 
daſelbſt, Kaufmann R. Sanchez, zum Conful in Torrevieja zu ernennen, 

Se. Majeſtät der König haben allergnädigſt geruht: der Gräfin Fanny 
Gaſchin von und zu Roſenberg, geborenen Gräfin Leszezyc⸗Suminska 
zu Schloß Krawarn bei Ratibor und der Gräfin Wanda Malwina 
Henckel von Donnersmarck, geborenen Gräfin Ga ſchin von und zu 
Roſenberg, in Breslau, die Erlaubniß zur Anlegung des von der verwittwe⸗ 
ten Kaiſerin Karolina Auguſta von Oeſterreich Majeftät ihnen verliehenen 
Sternkreuz⸗Ordens zu ertheilen. ; 

[Marine⸗Miniſterium.] Sr. Maj. Fr 
glücklich in Liſſabon angekommen. Alles wohl. 

Berlin, 11. März. [Se. Majeſtät der König] nahmen 
geſtern im Beiſein des Commandanten die Meldungen des Generals 
der Jufanterie, General:Adjutanten, Gouotrneurs von Luxemburg, von 
Brauchitſch, des General⸗Majors von Colombier und des Oberſten von 


der Groeben, Commandeurs des 3. Garde⸗Regiments z. F., entgegen 


und empfingen ſodann die Vorträge des Ministers des königl. Hauſes, 


Freiherrn von Schleinitz und des Miniſter⸗Präſidenten von Bismarck. 
Zum Diner begaben ſich Se. Majeſtät der König mit Ihrer Majeflät 
der Königin nach Charlottenburg zu Ihrer Majeſtät der Königin Wittwe. 
— Heute fanden bei Sr. Majeftät dem Könige einige militäriſche 
Meldungen und darauf folgend die Vorträge des Militär⸗Kabinets, des 
Miniſters Grafen zu Eulenburg und des Miniſter⸗Präfidenten ſtatt. 
— Beide königlichen Majeſtäten beſuchten geſtern das Mauſoleum in 
Charlottenburg am Geburtstage der Königin Louiſe. (St.⸗A.) 

[Zur ſchleswig⸗holſteiniſchen Sache.] Der bereits telegra⸗ 
phiſch gemeldete Leitartikel der „N. A. Z.“ lautet wörtlich: 


Während man in Berlin über die Antwort des wiener Hofes auf die 


preußiſchen Propoſitionen noch immer eine ftrenge Zurückhaltung beobachtet, 
ſeblt es von Wien her nicht an Andeutungen, welche zu 2 geben, 
daß die Vorſchlaͤge des berliner Cabinets dort nicht dieſen zuſtimmenden 
Empfang 9 hätten, den alle Diejenigen erwarten zu müſſen 
glaubten, welche unbefangen die neue Situation beurtheilen, die für den 
. Großſtaat aus der Trennung der Herzogthümer von Dänemark 
erwachſen iſt. 

So lange die Herzogthümer mit Dänemark vereinigt waren, ſo lange 
auch waren dieſelden bei einer europäifchen Verwickelung eine Drau für 
Kopenhagen. Die däniſche Politik hatte bei einer ſolchen Gelegenheit, ehe 
ſie Front gegen Deutihland machte, ſtets in Erwägung 
daß die Herzogthümer für fie verloren ſein müßten, wenn Deutſchland 
ſiegreich aus einem ſolchen Kriege hervorging, in welchem ſich Dänes 
mark auf Seiten der Gegner Deutſchlands geſtellt hatte. — Dieſer 
Gedanke mußte bei allen däniſchen Staatsmännern maßgebend fein, 

r war, wie geſagt, eine Drohung für 
zeitig ein Schuß für die preußiſchen Oſtſeekuſten. — Mit der Lostrennung 
der Herzogthümer von Dänemark hat ſich die Sache gerade umgekehrt. — 
Dänemark, das jetzt an deutſchen Provinzen nichts mehr zu verlieren, fons 
dern nur dieſelben wieder zu gewinnen hat, ift eine Drohung für Deutſch⸗ 
um 8 aber mehr noch, als für Deutschland, eine Drohung für 

„Es kann für Niemand ein Zweifel darüber beſtehen, auf welcher Seite 
man Dänemark bei einem Kriege finden wird, N ig Deutſchland geführt 
würde. Man würde in Kopenhagen den letzten Mann, den lezten Thaler 
bereitwilligft opfern, um die Revanche des Jahres 1864 zu nehmen. — Die 
Haltung des berliner Cabinets vor und bei dem Ausbruche des daniſchen 
Krieges hat bewieſen, daß die preußiſchen Staatsmänner dieſe Conſequenzen, 
die ihnen aus der kommenden Situation erwachſen mußten, wohl zu würdi⸗ 
gen wußten. Wir glauben, daß auch die Öfterreihijhen Staatsmänner dieſe 

onſequenzen vorherſehen und ſich ſagen mußten, daß, indem die beiden 
deutſchen Großmächte dem nationalen Drängen des deutſchen Volkes hinſicht⸗ 
lich der Herzogthümer Rechnung trugen und eine neue ſtaalliche Orvnung in 
den Herzogthümern ſchufen, * als der norddeutſche Großſtaat, in die 
Lage kommen werde, zum Schutz ſeiner Grenzen diejenigen Garantien zu 
fordern, die ihm jetzt unabweisbar nothwendig geworden ſind.“ 

„Daß dieſer Schutz nicht in der Exrichtung eines kleinen, ſelbſt⸗ 


Kopenhagen und gleich⸗ 


— nn nn 


Uebrigens gehe ich nicht ſo weit, wie die Regierung in 
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egatte „Niobe“ iſt am 2. d. M. 
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Wirkung zuzugeſtehen; b 
ſungsmäßig zu Stande gekommenen Geſetzen verpflichtet. 
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 Händigen Staates gefunden werden kann, der bei dem erſten Anprall 


über den . gerannt werden dürfte, und der auch nicht einmal finanziell 
die Mittel zur | und nftanbbaltung der einer ſolchen Poſition 
nothwendigen, fortificatoriſchen Vertheidigungsmittel beſitzt, — das haben 
ſich auch wohl die öſterreichiſchen Staatsmänner damals gejagt. — Preußen 
hat nun in ſeiner letzten Depeſche diejenigen Forderungen bezeichnet, deren 
Erfüllung ihm bei dieſer veränderten Lage der Dinge zu ſeiner Sicherheit 
4 nothwendig ſind. — Wenn Oeſterreich dieſe Propoſitionen nicht 
annehmbar findet, jo wird vorausſichtlich der gemeinſchaftliche Beſitz fort⸗ 
dauern, bis beide Mächte ſich über dieſe oder andere Bedingungen für die 
Zukunft geeinigt haben werden.“ 

[Die öſterreichiſche Depeſche.] „Von verläßlicher Seite“ 
geht der „B.- u. H.⸗3.“ eine über Form und Inhalt der letzten öfter: 
reichiſchen Rückäußerung aufklärende Mittheilung zu. Danach haben 


die preußiſchen Forderungen nicht eine bles vorläufige, wie die 


meiſten Mittheilungen vorausſetzten, ſondern eine definitive Beant⸗ 
wortung in der am 5. März von Wien abgegangenen Aeußerung ge⸗ 
funden, aber dieſe Aeußerung iſt in zwei getrennten Depeſchen 
enthalten, beide übrigens daſſelbe Datum tragend und an dem⸗ 
ſelben Tage nach Berlin expedirt. Die erſte kürzere Depeſche er⸗ 
klärt in durchaus freundſchaftlichem, aber würdigem und gemeſſenem 
Tone, daß Oeſterreich die jenſeitigen Forderungen, weil dieſelben in 
ihrer dermaligen Faſſung ſowohl mit dem unerläßlichen Poſtulat der 
Aufrichtung eines wirklich ſouveränen neuen Bundesſtaates als 
mit einer Reihe anderer bundesrechtlicher Beſtimmungen unver⸗ 
einbar erſcheinen müßten, als durchaus unannehmbar zu be: 
zeichnen genöthigt ſei, und fie ſpricht die Ueberzeugung aus, daß König 
Wilhelm ſelbſt, der ſo zahlreiche und glänzende Beweiſe ſeiner nie wan⸗ 
kenden Bundestreue gegeben, um fo eher geneigt fein werde, die Rück⸗ 
ſichten zu würdigen, welche eine ſolche Ablehnung zur Pflicht gemacht, 
als Oeſterreich nach wie vor bereit ſei, innerhalb der unüberſchreitbaren 
Grenzen des Bundesrechts den preußischen Intereſſen in vollſtem Maße 
Rechnung zu tragen und auf der angedeuteten Baſis etwaigen ander⸗ 
weitigen Vorſchlägen die eingehendſte und entgegenkommendſte Erwä⸗ 
gung angedeihen zu laſſen. Die zweite Depeſche iſt die Detail⸗Mo⸗ 
tivirung dieſer Ablehnung und fordert immer an der Hand des Bun- 
desrechtes, gegen jede einzelne Forderung den Beweis ihrer bundes⸗ 
rechtlichen Unmöglichkeit.“ ’ 

[Die Berufung des Freiherrn v. Kübeck] von Frankfurt 
nach Wien wird in den hieſigen diplomatiſchen Kreiſen als ein Verſuch 
der öſterreichiſchen Regierung angeſehen, glauben zu machen, daß die 
Mittelſtaaten in ihrem Bemühen, die Erbfolgefrage zur Entſcheidung 
des Bundes zu bringen, einig geworden ſeien. Man iſt hier jedoch 
vom Gegentheil unterrichtet und glaubt vorerſt nicht, der Unterſtützung 


Oeſterreichs bei Zurückweiſung der gegen Preußen gerichteten mittelſtaat⸗ 


lichen Bewegung zu bedürfen. (B.- u. H. ⸗Z.) 

[Die Nachricht von einer Reife des Königs! nach den Her: 
zogthümern, welche die „N. F. P.“ brachte, wird in Hofkreiſen als 
eine Ente bezeichnet. Die „N. F. P.“ verharrt jedoch bei ihrer Nach⸗ 
richt, und theilt in ihrer Sonnabend-Nummer bereits mit, daß Mit⸗ 
glieder der holſteiniſchen Ritterſchaft dem Könige in Altona ihre Auf⸗ 
wartung machen werden. 


[Die Haltung Oeſterreichs], des glücklichen Mitbeſitzers der 
deutſchen Nordmarken, dürfte zur Herſtellung des inneren Friedens bei⸗ 
tragen. Sie iſt entſchiedener, als man hier vermuthete. In der neu⸗ 
lichen Conferenz zwiſchen dem öſterreichiſchen Geſandten und Herrn 
v. Bismarck ſoll es, wie man ſich, zwar leiſe, in gut unterrichteten 
Kreiſen erzählt, ſehr heiß, oder, in's Diplomatiſche überſetzt, ſehr pikirt 
zugegangen ſein. 

[Von der Berufung des Staatsminiſters v. d. Heydt! 
zu Sr. Majeſtät dem König hat man in den Zeitungen ſehr großes 
Weſen gemacht und daran die Vermuthung einer Miniſterkriſis ge⸗ 
knüpft und Hr. v. der Heydt wurde als künftiger Handels⸗Miniſter 
bezeichnet. Nach uns zugehenden glaubwürdigen Mittheilungen hat es 
ſich lediglich um einen Vortrag über den ſchleswig⸗holſteiniſchen Kanal 
gehandelt, zu welcher Frage Hr. v. d. Heydt bekanntlich in naher Be⸗ 
ziehung ſteht. 

[Aufklärungl] Bisher war der, vor nunmehr drei Jahren (18. 
März 1862) erfolgte ſchnelle Rücktritt des Miniſteriums der „neuen 
Aera“ in ein gewiſſes Geheimniß gehüllt; ja der Abgeordnete Graf 
Schwerin hatte es bekanntlich immer verſchmäht, dem Hauſe der 
Abgeordneten, wenn die Rede darauf kam, irgendwie Auskunft zu ge⸗ 
ben. Jetzt erhält man plotzlich an einer Stelle, wo man fie am wer 
nigſten geſucht hat, eine amtliche Aufklärung. Seit einiger Zeit 
bringen bekanntlich die Regierungs⸗Amtsblätter allwöchentlich 
Leitartikel, die ihnen direct aus dem Miniſterium des Innern 
zugehen. Der neueſte dieſer Artikel, der „die Störung unſeres 
Verfaſſungslebens“ überſchrieben iſt, enthält u. A. folgende Stel⸗ 
len: „Der König hatte ſchon als Prinzregent von vornherein den ent⸗ 
ſchiedenen Willen bekundet, die Verfaſſung in jeder Beziehung zur vollen 
Geltung und Ausführung gelangen zu laſſen. In ſolcher Abſicht hatte 
er die Leitung der Staatsgeſchäfte Männern übertragen, welche gerade 
als beſondere Freunde der Verfaſſung von jeher gerühmt worden 
waren .... Jene Miniſter, welche der König aus den Reihen der 


ſogenannten liberalen oder freiſinnigen Partei gewählt hatte, erklärten 


ſchließlich ſelber, daß die Haltung des Abgeordnetenhauſes den Rechten 
der Krone zu nahe trete und hierdurch das Regieren unmöglich mache.“ 
(Hoffentlich wird nun Graf Schwerin ſein Schweigen brechen. 
D. Red.) (Berl. Mont. Ztg.) 

[Wieder ein „Verräther“.] Auch M. Heß in Paris iſt vom 
„Social⸗Demokraten“ zurückgetreteu. 


Defterreich 

Wien, 10. März. [Parlamentariſches.] Der Ausſchuß, 
welcher auf Antrag Dr. Giskra's niedergeſetzt worden iſt, um die 
Erklärung, welche der Finanzminiſter in der Sitzung des Abgeordneten: 
hauſes vom 19. Januar, aus Anlaß der Verhandlung über den zwei⸗ 
ten Jahresbericht der Staatsſchulden⸗Controls⸗Commiſſion, abgegeben 
hat, zu erwägen, hierüber an das Haus Bericht zu erſtatten, eventuell 
Anträge zu ſtellen, hat heute nach langer Pauſe ſeine zweite Sitzung 
gehalten. In derſelben erſchien Miniſter Plener, und gab die (bereits 
telegraphiſch ihrem Inhalte nach mitgetheilte) Erklärung ab, daß er 
mit jener Aeußerung, welche ſeinerzeit ſo peinliches Aufſehen hervorge⸗ 
rufen hatte, durchaus nicht den Rechten, welche dem Reichsrathe durch 
das Februar⸗Patent und ſpeciell durch das Geſetz über die Schulden: 
controle eingeräumt worden ſind, irgendwie habe zu nahe treten wollen, 
ſondern daß im Gegentheile dieſe Rechte von ihm vollkommen aner⸗ 
kannt werden. Er ſei zu jener Aeußerung dadurch veranlaßt worden, 
weil ihm damals ſchien, als ob die Anträge der Controls-Commiſſion 
ſich nicht innerhalb der durch das Februar⸗Patent und das Geſetz über 
die Schuldencontrole geſteckten Grenzen bewegten. Nur inſofern, als 
dies der Fall geweſen wäre, würde er ſich nicht dazu haben entschließen 
können, den Beſchlüſſen eines oder auch beider Häufer eine maßgebende 
denn hierzu halte er ſich nur gegenüber verfaſ⸗ 
— Infolge 


dieſer zugleich auch ſchriftlich deponirten Erklärung war der Ausſchuß 


einhellig der Anſicht, daß kein Grund vorliege, aus Anlaß jener Aeuße⸗ 


a * * 
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nen. 


. 
rung Anträge an das Haus zu ſtellen, und es wurde Freiherr v. Tinti 


gewählt, um an das Haus in dieſer Richtung Bericht zu erſtatten. 
a b (Prefie.) 


. dd d TERN 
Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Poſen, 12. März. Heute Morgen 5 ½½ Uhr iſt der Erz 
biſchof v. Przyluski am Typhus geftorben. 

Stuttgart, 12. März. Die ſtaatsrechtliche Commiſſion 
der zweiten Kammer hat in Betreff Schleswig⸗Holſteins ein⸗ 
ſtimmig den Antrag vorgelegt, die „Einverleibung der Her⸗ 
zogthümer in Preußen ſowie jede Aneignung von Nechten 
über dieſelben durch Preußen, ſofern ein derartiger Akt nicht 
durch die geſetzliche Regierung und die Volksvertretung der 
Herzogthümer genehmigt und mit dem Bundesrecht vereinbar 
iſt, als Rechtsbruch zu betrachten und die königliche Staats⸗ 
regierung aufzufordern, in Verbindung mit gleichgeſinnten 
deutſchen Staaten für die Rechte der Herzogthümer mit der 
That einzuſtehn.“ 

Newyork, 2. März, Abends. (Per „Europa.“) Sher⸗ 
man und Schoofield haben ſich vereinigt und Columbia beſetzt 
und verbrannt. Ein Gerücht ſagt, Auguſta ſei eingenommen. 
Johnſtone iſt zum Commandeur der Armee in Tenneſſee, ſowie 
des ſüdlichen Carolina, Georgia's und Florida's ernannt. 
Hardee und Hood eilen, ſich mit ihm zu vereinigen. 

Wechſelcours 214%, Goldagio 98, Baumwolle 84, Bonds 


er" (Wolff's T. B.) 
hangai, 26. Jan. 


Das Gerücht von dem Wiederauf⸗ 
ban der Forts von Simonoſaki hat ſich nicht beſtätigt. Sechs 
in der Meerenge von Simonoſaki eingetroffene japaneſiſche 
Dampfſchiffe bildeten einen Theil der Expedition zur Beſtra⸗ 
fung des Fürſten Nagato. (Wolff's T. B.) 

Hamburg, 11. März, Nach einem londoner Telegramm der 
„Börſenhalle“ hat die Firma Attwods, Sponer u. Comp. ihre 
Zahlungen eingeſtellt. Die Paſſiva betragen über eine Mill. Pfd. St. 
Die londoner Agenten des Hauſes, Barclay u. Comp. ſollen ſtark 
betheiligt ſein. 

Magdeburg, 11. März. Wie die „Magdeburger Preſſe“ mel: 
det, find in Burg geſtern Vormittags neuerdings Arbeitseinſtellungen 
der Fabrikarbeiter erfolgt. 

London, 11. März. Mit der Ueberlandpoſt ſind Nachrichten 
aus Melbourne vom 26. Januar hier eingetroffen. Der ſüdſtaatliche 
amerikaniſche Dampfer „Shenandoah“ war in Melbourne angekom⸗ 
men und hatte ſeit ſeiner Abreiſe vom Cap der guten Hoffnung 11 
Schiffe der Union verbrannt. — Laut Berichten aus Neu⸗Seeland 
waren die Zuſtände daſelbſt bedenklicher geworden. Die Eingeborenen 
von Tauranga waren abgefallen und diejenigen von Waikato rüſteten 
ſich, um dem Stamm der Taranaki in ſeinem Widerſtande gegen 
General Cameron beizuſtehen. 

Alexandrien, Montag 6. März, Vorm. Der von Stangen 
aus Breslau unternommene Vergnügungszug iſt heute glücklich in 
Alexandrien eingetroffen. Sämmtliche Theilnehmer befinden ſich wohl. 
(Dieſe Depeſche iſt am Montag den 6. d. 
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in Alexandrien aufgegeben und erft am 11. d. Abends 10 Uhr 48 
(Wolff's T. B.) 


Min. in Berlin eingetroffen). 


= Breslau, 12. März. [Der Zug aus Wien! hat heut in Defterr.: 
Oderberg den Anſchluß an den Schnellzug nach Breslau nicht erreicht. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei o Grd. Ba⸗ Luft: | Wind⸗ 
in Pariſer Linien, die Tempera⸗ Tempe⸗ richtung und Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur, Jrometer. ] ratur, Stärke. 
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Breslau, 11. März 10 U. Ab. 327,94 0, ] NW. 1, Bedeckt. Schnee. 
12, März 6 U. Mrg.] 328,37 90 SW. o. Bedeckt. 
2 U. Nachm.] 329,24 42,1 S. 1. Trübe. 

10 U. Abds. | 330,03 0,0] W. 1. | Bedeckt. Schnee. 

13. März 6 U. Mrg.] 329,63 —1,0] W. 1. Bedeckt. Schnee. 


Breslau, 13. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 16 F. 6 3. U.⸗P. 4 F. 5 3. 
Eisſtand. 


Auswärtiger amtlicher Wa ſſer⸗Rapport. 
Am Unter⸗Pegel zu Oppeln ſtand das Waſſer der Eber den 11. März, 
Mittags 12 Uhr, 7 Fuß. — Geſtern Mittag Eisgang. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, II. März, Nachm. 3 Uhr. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 
gegen die geſtrigen Anfangsnotirungen 7 niedriger gemeldet. In Folge 
deſſen eröffnete die Rente in flauer Haltung zu 67, 60 und fiel auf 67, 55. 
Als Conſols von Mittags 1 Uhr % höher (88%) eintrafen, hob ſich die 
S Die Zproz. ſtieg auf 67, 75 und ſchloß ziemlich feſt zur Notiz. 
Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 67, 70. Italien. 5proz. Rente 64, 95. 
proz. Spanier —. Iproz. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Ciſenbahn⸗Aktien 
437, 50. Credit⸗Modilier⸗Aktien 866, 25, Lomb. Eiſenb.⸗Aktien 547, 50. 

London, 11, März, Nachm. 4 Uhr. Regenwetter. Conſols 88%, Iproz. 
Spanier 41. Sardinier 77. Mexikaner 25%, bproz. Ruſſen 8814. Neue 
Ruſſen 88%. Silber —. Türk. Conſols 52%. 6proz. Ver. St.⸗Anl. pr. 


1862 54%. 

London, 11. März, Nachts. Der Dampfer „North⸗Amerikan“ ift mit 
Berichten aus Newyork vom 25. Februar Abends in Cork eingetroffen. — 
Wechſel⸗Cours auf London 214, Goldagio 99%, Baumwolle 84, Bonds 111%. 

Trieſt, 11. März, Abends. Der fällige Lloyddampfer mit der Ueber⸗ 
landspoſt iſt heute Nachmittag aus Alexandrien hier eingetroffen. 

Wien, II. März, Nachmittags 2 Uhr. Schloß feiter. — Schluß⸗ 
Courſe: Fprozent. Metalliques 71, 10. 1854er Looſe 88, 40. Bank⸗ 
Aktien 800, Nordbahn 182, —. National⸗Anleihe 78, 50. Credit⸗ 
Aktien 183, 70. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 195, 30. Galizier 223, 50, 
London 112, 20. Hamburg 84, —. Paris 44, 60. Böhm. Weſthahn 162, 75. 
Creditlooſe 129, 50. 1860er Looſe 93, 50. Lombard. Eiſenbahn 244, —. 
„Wien, 12. März, Abends. Im heutigen Pripatverlehr war das Geſchäft 
in Haug von Arbitragefäufen anfangs lebhaft, ſchloß aber etwas matter, 
Credita 
955 30 kf 

rankfurt a. M., 11. März, Nachmittags 2 Uhr 30 M. Oeſterr. 
Eftekten waren feſt und ſteigend. Amerikaner waren durch enorme Arbitrages 
Verkaufe gedrückt. Nach Schluß der Börſe wurden auf günſtige wiener o. 


6prozent. Vereinigte Staaten⸗Anleihe pr. 
Antheile 841. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 193. 
Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenbahn —. 
Weſtbahn 72%. Rhein⸗Nahebahn 32%. 
Er 0 135%. Darmſt. Zettel⸗Bank 260. 
Looſe 85 

62%. 4 proz. Metall. 55%. 


Wetter feucht und kühl. 
Credit⸗Aktien 31%. Vereinsbank 106%. 


geſchäftslos. \ . 
Mai 5100 Pfd. brutto 78 Brief, 77% Gd. Oel Mai 25%, Okt. 25%, matt, 
Kaffee und Zink unverändert. 


10 Uhr 52 Min. Vorm. 


tien 185, 30, 1860er Looſe 94, 50, 1864er Looſe 88, 45, Staatsbahn § 


an 


tirungen Credit⸗Aktien 9 193%, 1860er Looſe zu 83% und Amerikaner 


chluß⸗Courſe: Wiener Wechſel 105. Finnlän⸗ 
Neue 4 prozentige Finnländiſche Pfandbriefe 83%. 
1882 55%. erreich. Bank⸗ 

Darmit. Bank⸗Aktien 237%. 
Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 117%. Böhm. 
Ludwigsh.⸗Bexbach 148%, Heſſ. 
1854er Looſe 77. 1860er 

%. 1864er Looſe 93%. Oeſterr. Nat.⸗Anl. 68%, Sproz. Metall. 


Hamburg, 11. März, Nachm. 2% Uhr. Die Börſe war feſt und ruhig. 
Schluß⸗Cburſe: National⸗Anl. 69%. . 
Nordd. Bank 115%. Mheiniſche 
110%. Nordbahn 80. Finnl. Anl. 83. Eproz. Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 
1862 51. Diskonto 2% . 

Hamburg. 11. März. [Getreidemarkt.] 
Roggen ſtill; die 5 von preuß. Roggen halten fe 


delt. 
ern Yo 


Weizen ruhig, Termine 


April⸗ 


Liverpool, 11. März, Nachm. 1 Uhr. [Baumwolle.] 5000 Ballen 


Umſatz. Markt ruhig, unverändert. Middling Upland 16—15%, fair Dhol⸗ 


lerah 12½, middling fair Dhollerah 11, middling Dhollerah 10— 9%, Bengal 


6%, Domta 12—11%,. 


Berliner Börse vom 11. März 1865. 


Fonds- und Geld-Gourse. Eisenbahn-Stamm-Aotien. 


Freiw. Staats-Anl 4% 102½ bz. 
Staats-Anl. von 38595 106% bz. 
1850, 57% 10814 "br. 


Dividende pro 1863 1861 Et. 
3½% 4/30 (316 101 B. 
— 4 140 * 


dito 18534 98½ dr. 4achen-Mastrich. — pe 
dito 1854,41½/102½ bz. Amsterd-Rottd. .| 614 61% 4 120 bz. 
dito 1855010 2½ bz. erg Mech | — je 10% be 
dito 1856 41/5 102% bz. erlin-Anhalt. . #3; — 4 1192% bz. 
dito 188704½% 102% ba. Berlin-Görlitz. | — — ja 91 etw.bz.u.6 
dito 1858|41/, 102% bz. dito St.-Prior.! — — 15 198% da. 
dito 186441], 1021, ba Berlin-Hambarg| 1½ | — 4 144, B. 
Staats-Schuldscheineſs½ 9% bz. Berl -Potsd.-Mg..]14 — 4 3 br. 
Präm.-Anl. von 18553½ 12914 bz. Berlin-Stettin.. | 8½ | — ja [135% B. (l. D.) 
Berliner Stadt-Obl. 4 ½ 102% bz. Böhm,-Westb, .. — 6 73% be. 
Kur- u. Neumärk. 3 ½ 87% C. reslau-Freib. ..| 71a fſ— 4 1437, bz 
&\pommersche..... 319187, br. Cöln-Minden. . q 12½ ] — 13192071, @. 
) Posensche. 54 —— Cosel-Oderberg..] 1½ f— 4 % be. 
N AD Le 3141964, G. dito St-Prio.| — | — |442189 B. 
3 / dito neue.......4 96 bz. dito dito |—. — 000 B. 
schlesische. . 319192%, G. Galiz.Ludwigsb. | 6 EB a bz 
3 Kur- u. Neumärk.|4 93% bz. Ludwigsh.-Bexb,| 9 615; 4 1149, 6. 
5 Pommersche. 4 198% bz. Magd.-Halberst. 22% | — 4 [220 b u. G. 
L Posensche ... 4 196% bz. Magdb.-Leipzig. JI — 4 1259 B. 
2 Preuss ische . . . 4 98 ½ bz. Mainz-Ludwigsh| 7 — 4 113216 br. 
2 /Westph.u. Rhein./4 ‚98% bz Mecklenburger. .| 21 — 4 178% a % be 
( Sächsiche. . .. ja 90 B. Neisse-Brieger. 4½ | — 4 [92% bz. 
Schlesische 4 199 ¼% B. Niedrschl.-Märk — 4 bz. 
Louisd’or 110%, C. |Oest Bkn. 90% G. Nieder Cn ld er ** 
rdb.,Fr.-Wilh.| 37 — (4 61 bz. u. G. 
Goldkronen 9. 9 bz. |Poln.Bkn, — — — Oberschien A 10 5 1 Keen — 
2 1to B. — 152 ba. 
Ausländische Fonds. de echo — 46174 % 172 ba 
O esterr. Metalliquesſs 64½ G. Oestr.-Fr. St.-B. 5 — 6 1183117 ½ ba. u. B. 
dito Nat-Anl. . . % 20 bz. Oest. südl. St.-B. ] 8 — 66 [146% 4 146 ba. 
dito Lott -A v. 605 83% à 84 ½% b Oppeln-Tarn . . q 2½ [— 4 81% bs. 
dito dito 640/— 5368 bz. u. O. ſaheinische ... — 4 112 bs. 
dito S4er Pr. - A.] 4 79 u. dito Stamm- Pr.] 6 — 4 |115 bz. 
dito  Eisenb -L.. .|— 18 bz. u. G. ||Rhein-Nahebahn| — — 4 184 & 32 br 
Russ Engl. Anl. 18625 877% bz Rhr.Orf.K,Gldb..| 5 6% 3¼ 1 N 
dito Holl Anl. 18645 80 8. Stargard-Posen. ] 4% | — 131/9971, ba. (i. D. 
dito Poln. Sch- Obi. 4 |74 etw. ba. u. B. Thüringer 7% — 4 134 ba. 
Poln. Pfandbr III Em.|4 76 a % bz. Warschau- Wien — — 16 63½ 4 64 ba. 
Poln. Obl. a 500 5 6 89% B. 
dito &300 Fi.l5 92½ B 
do ta 700 N Bank- und Industrie-Papiere; 
Kurhess. 40 Thlr.. . — 55% G. 
33 U 3 Berl. Kassen- V. 6 71/10 4 1128 0. 
Baden. 35 El. Loose. — 31 B. N . = no sn 
priori “Actien. Bremer Bank. 78) B. 
Eisenbahn Prioritäts r Danziger Rank. 6 5 | 2,0 111 8 
Berg.-Märkische 4 ½% 101%, B. Darmst. Zettelb.] 6 — 103 bz. 
dito I. 40/101 6. Geraer Bank. 7 107 ba. u. G. 
dito IV. Ja ur bz. Gothaer „ 61% — 102 B. 
dito III v. St. 3½ 8.3504 bz. Hannoversche B. 2 — 100% B. 
+ | Cöm-Minden 102 B. Hamb. Nordd. B. 6% | 75% 1151, @. 
dito I %s 104% B „ Vereins-B.| 64½% 12% % 10 7½ B. 
dito a Königsberger B. 5% | 6%, 109% 6. 
dito tor, ba aA A 1 58%, B. 
di 1 192% ba. ver Banl * @. 


7 IV: Posener Bank... 7 
Cos.-Oderh. (Wilh.) 4. 35 2 
4 


dito III. Em. 4 ½ 97% C. Thüringer Bank. 4 4 
Galiz. Ludwigsb.... 5 |86 B. Weimar „ 4 11 
Niederschl.-Märk. . 4 Bi 5 | f 
dito conv-4 2 3 
f . Berl. Hand.-Ges.| 8 — 1 [15% tz 
de a he oßbarg read“? | — f le 6. 
dito een armstädter — 4 92% ba. 
Niederschl. Zweigb. Dessauer * — - p. BG 
m 108 6 au er 1037 br. 
il Genfer Credb. A 1 — 42% bz. 
Sur fi * m * er 1 D.) 
... — 2. 
885 Moldauerds.-H.] 2½ | — 41 62. r. n 
— 4 esterr,Credb.A.| 6 — 83482 ½ 83 ba. 
ls . Bank-Ver..| 6 — 1094, B. 
3 2 
Rhein. v. St. gar 7 102 8. Minerva. . — — s 1334, bz 
Rhein-Nahe-B. gar. 4101 bz. bb. v. Eisenbbfd, ss — |5 1 ba. 
1 Wechsel- Course. 
nee ee .. ums 14330 bz. Augsburg 100 Fl.. 2 M. 66. 26 G. 
0 . br. ‚Leipzig 100 Thlr.. 48 T. 99% 8. 
Hamburg 300 Mk .....8 T. 182% ba. ! aleo dito 2 wink . 
dito dito 2 M 162% bs Frankfurt a. M. 100 FL|2 M.|67. bz. 
London 1 Ls t.... 3 M. 6. 23 bz. Peteraburg 100 8.-B.. .|3 W. br. 
Paris 300 Fres ... 2 M. 81 bz. dito dito 3 M. 8% bz. 
Wien 150 Fl.. . . 8. T. 90 % bu. Warschau 90 8.-R. . . 8 T. 80% bz. 
dito dito 2 M. 89 % bs Bremen 100 Thlr.. 8 T.|110% ba. 


Breslau, 13. März. Wind: Nord. Wetter: Schneetreiben. Ther⸗ 
. 1 Grad Kälte. Bei ſtillem Geſchäft waren die Preiſe heute 
unverändert. 

Weizen ſchwere Waare beachtet, pr. 84 Pfd. weiße bruchfreie Waare 60— 
65 Sgr., wenig erbrochene 52 — 54 Sgr., erwachſene 48 —50 elbe 
bruchfreie Waare 57 60 Sgr., wenig erbrochene 48 —52 2 erwa 
42 bis 46 gr Jeinſte orte über Notiz bezahlt. — Roggen feſt, 
pr. 84 Pfd. 40 —.42 Sgr., feinſte Sorte über Notiz bezahlt. — Gerſte 
preishaltend, pr. 74 Pfd. weiße 36—38 Sgr., helle 33—34 Sgr., gelbe 31 
— 2. Sgr. — Hafer ruhig, pr. 50 Pfd. 24—27 Sgr. — Erbſen ſchwa⸗ 
1115 Anieb, 8 a 0g 18 et 1 0 en 3 

3 ener Waare geſucht. — S ohnen 5 — 
Schlaglein feſt. — RKapstachen beachtet, 50 — 52 Sgr. pr. 


Sgr. pr. Schff. r. pr. Schff. 
Weißer Weizen, alter. 6773 Erbſen 5458 —62 
” n neuer 60-67 Wic ken 62—64—70 
Gelber Weizen, alter... 58-6468 Lupinen 45 —60—72 
u e neuer 57 60 Bohnen 2... 70-78-88 
Erwachſener Weizen . 42—46—52 Sgr. pr. Sack d 150 Pfd. Brutto. 
Roggen 39—41—42 Schlag⸗Leinſaat . ꝗ155—175—193 
Gerſte, nene 31-2338 Winter⸗Raps 176 206 —223 
Hafer, neuer 25—27 Winter⸗Rübſen 173193 208 


x tner. 
Kartoffeln pr. Sack & 150 Pfd. Netto 22—26 Sgr., Metze 1—1 7 Sgr. 


B 
Rohes Rübbl pr. Ctr. loco 12 Thlr. ie März 11%, Thlr. Br., pr 
Frühjahr 12 Thlr. Br. Herbſt — — Thlr. — Spiritus pr. 100 Quart 
4 80 % Tralles loco 12% Thlr., März 12% Thlr., Frühjahr 12% Thlr. 


Theater ⸗Nepertotfre. 

Montag, den 13. März. Erſtes Gaftfpiel der lönigl. ſächſiſchen Hoſſchau⸗ 
ſpielerin Fräul. ullrich, und Gaſtſpiel des Hrn. Alexander Liebe. Neu 
einftudirt: „König Mene’s Tochter.“ Lyriſches Drama in 1 Akt von 
Henrick Hertz. Nach dem Daͤniſchen Versmaße überſetzt 3 A. Leo. 
(König Rense, Hr. Ellmenreich. Jolanthe, Fräul. Ullrich. Graf Triſtan 


v. Vaudemont, Hr. Raberg. Rikter Jauffred v. Orange, Hr. Filſinger⸗ 
Ritter Almerich, Hr. Jäger. Ebn Jahia, Hr. Meilenbed. Sema "br. 
Martha, Frau Heinke.) € 


Richter, Hierauf, neu einftudirt: „Der beit 
Ton. Luſtſpiel in 4 Alten von Dr. Karl Töpfer. (bene ermeifter von 
Strehlen, Hr. Ellmenreich. Philipp v. Strehlen, Hr. Raberg. Louise, Fräul. 
j a Me" Ban Be 
exander . Hr. v. g, Hr. e. Hr. v. „Hr. 

Br. Specht, Hr. Filſinger. Netti, Frl. Ant, R A ee N g 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein. (In Vertretung: Dr. Weis.) 
Druck von Graß, Barth und Comp. G Srierid) u Brealöu. 
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